
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteilt 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten August Wöginger, Mag. Markus Koza 

und Kollegen 

zum Bericht des Sozialausschusses (1230 d. B.) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 

das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 geändert wird (\);:f'( \ l/) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Die eingangs bezeichnete Vorlage in der Fassung des Ausschussberichtes wird wie 

folgt geändert: 

1. Nach Ziffer 2 werden folgende Ziffern 2a und 2b eingefügt: 

„ 2a. Dem § 41 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Personen, die in den Monaten November bis Dezember 2021 im Anschluss an 

Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe Krankengeld gemäß § 41 für mindestens 32 Tage 

bezogen haben, erhalten zur Abdeckung des Sonderbedarfs aufgrund der COVID-19-

Krise eine Einmalzahlung in Höhe von 150 Euro. § 66 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz 

gelten sinngemäß auch für diese Einmalzahlung. Der Bund hat abweichend von § 42 

Abs. 2 dem Krankenversicherungsträger die ausgewiesenen tatsächlichen Kosten für die 

Einmalzahlung aus dem COVID-19 Krisenbewältigungsfonds, eingerichtet mit 

Bundesgesetz BGBl. 1 Nr. 12/2020, zu ersetzen." 

AA-197 XXVII. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



2. b. Dem § 66 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Personen, die in den Monaten November bis Dezember 2021 mindestens 30 Tage 

Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe bezogen haben, erhalten zur Abdeckung des 

Sonderbedarfs aufgrund der COVID-19-Krise eine Einmalzahlung il) Höhe von 

150 Euro. Abs. 1 zweiter bis vierter Satz gelten auch für diese Einmalzahlung. § 67 ist 

auf die Einmalzahlung nicht anzuwenden."" 

2. Ziffer „3" lautet: 

„ 3. Dem § 79 wird nach Abs. 175 folgender Abs. 176 angefügt: 

„(176) § 12 Abs. 2a, § 20 Abs. 7, § 41 Abs. 6, § 66 Abs. 3 und § 82 Abs. 5 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. xx/202x treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft."" 

Begründung 

Aufgrund der anhaltenden COVID-19-Pademie soll zur Abdeckung des Sonderbedarfes 

Arbeitsloser im AlVG eine weitere Einmalzahlung (§ 66) für Personen, die in den beiden 

Monaten November bis Dezember 2021 zumindest 30 Tage Arbeitslosengeld oder 

Notstandshilfe bezogen haben, normiert werden. Die Auszahlung soll nach Maßgabe der 

technischen Möglichkeiten im Jänner 2022 erfolgen. Ein durchgehender Bezug ist nicht 

erforderlich. Tage, für die die Leistung gesperrt wurde, zählen nicht zu den Bezugstagen. 

Eine Einmalzahlung sollen auch jene Personen erhalten, die im Zeitraum November bis 

Dezember 2021 im Anschluss an einen Bezug von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe 

für mindestens 32 Tage Krankengeld bezogen haben. Mit dem Erfordernis emer 

Mindestbezugszeit des Krankengeldes von 32 Tagen wird sichergestellt, dass 

Doppelbezüge vermieden werden. 
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